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6 2 4 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesmineralölsteuergesetzes
(NR: GP XIV RV 318 AB 344 S. 36. BR: AB 1579 S. 356.)

6 2 5 . Bundesgesetz: Änderung des Arlberg Schnellstraße Finanzierungsgesetzes
(NR: GP XIV RV 319 AB 345 S. 36, BR: 1574 AB 1580 S. 356.)

6 2 6 . Bundesgesetz: Glücksspielgesetz-Novelle 1976
(NR: GP XIV RV 307 AB 347 S. 36. BR: 1575 AB 1581 S. 356.)

6 2 4 . Bundesgesetz vom 4. November 1976,
mit dem das Bundesmineralölsteuergesetz

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Bundesmineralolsteuergesetz, BGBl.

Nr. 67/1966, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 372/1970, 493/1972, 3/1975 und 143/
1976 wird wie folgt geändert:

1. Die §§ 7 bis 9 haben zu lauten:
„§ 7. (1) Für Mineralöl, das in landwirtschaft-

lichen Betrieben der im Abs. 2 bezeichneten Art
zum Antrieb der im Abs. 3 aufgezählten Maschi-
nen dient, ist für pauschalierte Mengen (begün-
stigter Treibstoffverbrauch, Abs. 3) eine Bundes-
mineralölsteuervergütung von S 1,73 je Liter zu
leisten.

(2) Die Bundesmineralölsteuervergütung
(Abs. 1) ist für einen Mineralölverbrauch in land-
wirtschaftlichen Betrieben zu leisten, in denen
Maschinen der im Abs. 3 aufgezählten Art zur
regelmäßigen Bearbeitung selbstbewirtschafteter,
landwirtschaftlich genutzter Flächen verwendet
werden, die im Einzelfall entweder eine Mindest-
größe von einem Hektar aufweisen oder auf
denen Erwerbsgartenbau, Erwerbsobstbau oder
Erwerbsweinbau betrieben wird oder Sonder-
kulturen bestehen (begünstigte Betriebe). Der
Anspruch auf Bundesmineralölsteuervergütung
besteht, soweit im § 9 nicht anderes bestimmt ist,
für jedes Kalenderjahr, an dessen 1. Jänner der
Betrieb besteht und in dem eine solche Verwen-
dung stattfindet. Er steht demjenigen zu, welcher
den Betrieb an diesem Stichtag bewirtschaftet
hat; im Falle einer gleichzeitigen Bewirtschaf-
tung zu diesem Zeitpunkt durch mehrere Per-
sonen steht diesen der Anspruch gemeinsam zur
ungeteilten Hand zu.

(3) Begünstigt ist der Mineralölverbrauch zum
Antrieb von Traktoren mit mehr als 6 PS,

Motorkarren, Motorhacken, Motormähern, ande-
ren selbstfahrenden landwirtschaftlichen Maschi-
nen, Motorspritzgeräten, Motorsprühgeräten und
Motorstäubegeräten. Als begünstigter Treibstoff-
verbrauch gilt die Mineralölmenge, welche sich
aus dem nach § 8 Abs. 2 geschätzten Durch-
schnittsverbrauch für die am 1. Jänner des
Kalenderjahres vorhandenen Flachen (Abs. 2),
abzüglich darin enthaltener Almflächen, Hut-
weiden und Bergmähder, ergibt. Der auf eine
bestimmte Fläche entfallende Vergütungsbetrag
steht für jedes Kalenderjahr nur einmal zu.

§ 8. (1) Der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft hat alle für Zwecke der Bundes-
mineralölsteuervergütung erforderlichen Um-
stände (Daten) zu erfassen. Zur Erfassung kann
er auch Daten heranziehen, die ihm bereits be-
kannt sind. Der Erfassung dienen auch die im
§ 9 vorgesehenen Anzeigen.

(2) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft hat nach Anhörung der Landwirt-
schaftskammern die Mineralölmengen zu schätzen,
die bei der zweckentsprechenden Bearbeitung
landwirtschaftlich genutzter Flächen mit den im
§ 7 Abs. 3 aufgezählten Maschinen im gesamten
Bundesgebiet in einem Kalenderjahr durchschnitt-
lich je Hektar verbraucht werden; Unterschei-
dungen nach Kulturarten, nach der Größe der
bearbeiteten Flächen und nach der Art der haupt-
sächlich verwendeten Maschinen sind zulässig.
Unter Zugrundelegung des geschätzten Durch-
schnittsverbrauches ist durch Verordnung zu be-
stimmen, für welche Mineralölmengen je Hektar,
erforderlichenfalls nach Kulturarten, der Größe
der bearbeiteten Flächen und der Art der ver-
wendeten Maschinen aufgegliedert, eine Bundes-
mineralölsteuervergütung geleistet wird.

(3) Die Leistung der Bundesmineralölsteuer-
vergütung (§ 7 Abs. 1) und die Rückforderung
zu Unrecht geleisteter Vergütungsbeträge oblie-
gen dem Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft. Bei den im Abs. 1 angeführten Erfas-
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sungsmaßnahmen sowie bei der Beschaffung und
Überprüfung von Angaben und Daten, die für
die Ermittlung des Vergütungsanspruches im
Einzelfall erforderlich sind, haben die Landwirt-
schaftskammern mitzuwirken. Die Mitwirkung
umfaßt die Entgegennahme, Überprüfung und
Weiterleitung von Anzeigen, Meldungen und
anderen Mitteilungen sowie die Ermittlung und
Bekanntgabe von Umständen, von denen das Be-
stehen oder die Höhe eines Vergütungsanspruches
abhängt. Der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft kann darüber hinaus die Land-
wirtschaftskammern noch zu einer weiteren Mit-
wirkung bei Erfassungsmaßnahmen (Abs. 1) und
bei der Beschaffung und Überprüfung von An-
gaben und Daten für die Ermittlung von Ver-
gütungsansprüchen heranziehen, soweit dies für
die Durchführung des Vergütungsverfahrens
zweckmäßig ist. Die Landwirtschaftskammern
haben dem Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft alle ihre Unterlagen zugänglich zu
machen, die für die Bundesmineralölsteuerver-
gütung von Bedeutung sind.

§ 9. (1) Wer die Bewirtschaftung eines land-
wirtschaftlichen Betriebes der im § 7 Abs. 2 be-
zeichneten Art übernimmt, hat für den begün-
stigten Treibstoff verbrauch in diesem Betrieb un-
beschadet der Voraussetzungen des § 7 erst dann
Anspruch auf eine Bundesmineralölsteuervergü-
tung, wenn er die Übernahme angezeigt hat.

(2) Solange sich für einen begünstigten Betrieb
keine Änderung der Menge des begünstigten
Treibstoffverbrauches (§ 7 Abs. 3) ergibt, ist die
Bundesmineralölsteuervergütung jeweils für die
gleiche Mineralölmenge zu leisten, für welche sie
für das vorangegangene Kalenderjahr zu leisten
war.

(3) Haben sich in einem begünstigten Betrieb
die Verhältnisse so geändert, daß sich für ihn im
folgenden Kalenderjahr ein höherer begünstigter
Treibstoffverbrauch ergibt als jener, für den
zuletzt eine Bundesmineralölsteuervergütung zu
leisten war, so besteht für die Mineralölmenge,
um welche sich der begünstigte Treibstoffver-
brauch erhöht hat, unbeschadet der Voraus-
setzungen des § 7 erst dann Anspruch auf eine
Bundesmineralölsteuervergütung, wenn die ein-
getretene Änderung angezeigt worden ist. Die
Anzeige kann von demjenigen erstattet werden,
der den Betrieb bewirtschaftet oder am 1. Jänner
des laufenden Kalenderjahres bewirtschaftet hat.

(4) Haben sich in einem begünstigten Betrieb
die Verhältnisse so geändert, daß sich für ihn
im folgenden Kalenderjahr ein geringerer begün-
stigter Treibstoffverbrauch ergibt als jener, für
den zuletzt eine Bundesmineralölsteuervergütung
zu leisten war, so ist dies bis zum 31. März des
auf die Änderung folgenden Kalenderjahres an-
zuzeigen. Die Anzeigepflicht obliegt demjenigen,
der den Betrieb bis zum Zeitpunkt des Eintrittes
der Änderung bewirtschaftet hat.

(5) Wer die Bewirtschaftung eines landwirt-
schaftlichen Betriebes der im § 7 Abs. 2 bezeich-
neten Art aufgibt, hat dies bis zum 31. März
des folgenden Kalenderjahres anzuzeigen.

(6) In den Fällen der Abs. 1 und 3 entsteht
der Anspruch auf eine Bundesmineralölsteuer-
vergütung erstmals für das Kalenderjahr, in dem
die angeführten Umstände angezeigt wurden,
wenn die Anzeige bis zum 31. März desselben
erstattet wurde, ansonsten erstmals für das auf
die Erstattung der Anzeige folgende Kalender-
jahr,

(7) Die Anzeigen nach Abs. 1, 3, 4 und 5 sind
an das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft zu richten und bei der Landwirt-
schaftskammer für das Bundesland, in welchem
der Betrieb gelegen ist, auf den sich die Anzeige
bezieht, schriftlich einzubringen oder zu Proto-
koll zu geben. Sie können auch dadurch erstattet
werden, daß die anzuzeigenden Umstände bei
Erfassungsaktionen im Sinne des § 8 Abs. 1 an-
gegeben werden. Die Landwirtschaftskammern
haben die ihnen zugekommenen Anzeigen bis
zum Ende des folgenden Kalendermonats an das
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
weiterzuleiten.

(8) Die Landwirtschaftskammern haben das
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
von allen nach Abs. 4 oder 5 anzuzeigenden oder
nach §10 Abs. 3 zu meldenden Umständen, die
ihnen bei ihrer Mitwirkungstätigkeit (§ 8 Abs. 3)
bekannt werden, zu verständigen, wenn die An-
zeige oder Meldung unterblieben ist. Die Ver-
ständigung ist binnen einem Monat nach Ablauf
der Anzeige- oder Meldefrist vorzunehmen, wur-
den die Umstände erst später bekannt, binnen
einem Monat nach dem Bekanntwerden."

2. Die Abs. 3 und 4 des § 10 haben zu lauten:
„(3) Bundesmineralölsteuerbeträge, die zu Un-

recht oder die an eine Person vergütet wurden,
welche darauf keinen Anspruch hat, sind vom
Empfänger binnen einem Monat nach Erhalt bei
der Landwirtschaftskammer zu melden und dem
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
zurückzuzahlen. Wird dem Empfänger erst nach
Erhalt eines Vergütungsbetrages bekannt, daß
ihm dieser nicht oder nicht zur Gänze zusteht,
so hat er die Meldung und Rückzahlung binnen
einem Monat nach dem Bekanntwerden dieses
Umstandes vorzunehmen. Die Landwirtschafts-
kammern haben die Meldungen unverzüglich an
das Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft weiterzuleiten.

(4) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft ist bei der Besorgung der Aufgaben,
die ihm nach diesem Bundesgesetz obliegen, Ab-
gabenbehörde im Sinne des § 49 Abs. 1 der
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961.
Die gemäß § 8 Abs. 1 erfaßten landwirtschaft-
lichen Betriebe unterliegen der amtlichen Auf-
sicht des Bundesministers für Land- und Forst-
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wirtschaft. Hiebei kann auch bei Personen
Nachschau gehalten werden, die nach abgaben-
rechtlichen Vorschriften keine Bücher oder Auf-
zeichnungen zu fuhren haben; in diesem Fall
gelten § 144 Abs. 2 und § 146 der Bundes-
abgabenordnung sinngemäß."

Artikel II
(1) Art. I ist auf den begünstigten Treibstoff-

verbrauch nach dem 31. Dezember 1976 anzu-
wenden.

(2) Für den begünstigten Treibstoffverbrauch
in landwirtschaftlichen Betrieben, die bei der
statistischen Erhebung mit Stichtag 3. Dezem-
ber 1975 (Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 15. Oktober 1975,
BGBl. Nr. 541) nicht erfaßt wurden, aber an
diesem Stichtag bereits bestanden haben, oder
deren Bewirtschaftung in der Zeit vom 4. De-
zember 1975 bis zum 31. Dezember 1976 über-
nommen wurde, darf eine Bundesmineralölsteuer-
vergütung unbeschadet der Voraussetzungen des
§ 7 des Bundesmineralölsteuergesetzes erst ge-
leistet werden, wenn derjenige, welcher den Be-
trieb bewirtschaftet, angezeigt hat, daß er einen
Vergütungsanspruch erhebt oder daß er die Be-
wirtschaftung des Betriebes übernommen hat; § 9
Abs. 6 und 7 des Bundesmineralölsteuergesetzes
gelten für solche Anzeigen sinngemäß.

(3) Die bisherige Verpflichtung des Bundes-
ministers für Land- und Forstwirtschaft zur
Anordnung jährlicher statistischer Erhebungen
für Zwecke der Bundesmineralölsteuervergütung
(§ 8 Abs. 1 erster Satz des Bundesmineralöl-
steuergesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 3/1975) entfällt im Jahre 1976.

Artikel III

(1) Die Zuständigkeit zur Vollziehung des
Art. I und des Art. II Abs. 1 richtet sich nach
§ 12 des Bundesmineralölsteuergesetzes.

(2) Mit der Vollziehung des Art. II Abs. 2
ist der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen betraut.

(3) Mit der Vollziehung des Art. II Abs. 3 ist
der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Staribacher

6 2 5 . Bundesgesetz vom 4. November 1976,
mit dem das Arlberg Schnellstraße Finan-

zierungsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Arlberg Schnellstraße Finanzierungsgesetz,
BGBl. Nr. 113/1973, wird wie folgt geändert:

1. Der Titel hat zu lauten:

„Bundesgesetz vom 14. Feber 1973, betreffend
die Finanzierung von Teilstrecken der Arlberg
Schnellstraße (Arlberg Schnellstraße Finan-

zierungsgesetz)"

2. Der Abs. 1 des § 1 hat zu lauten:

„(1) Der Bund hat bei der im Bundesstraßen-
gesetz 1971, BGBl Nr. 286, angeführten Arlberg
Schnellstraße (S 16)

a) die Herstellung, Erhaltung und Finan-
zierung der Teilstrecke St. Anton am Arl-
berg bis Langen am Arlberg (Arlberg
Schnellstraße Tunnelstrecke) sowie

b) die Herstellung und Finanzierung der Teil-
strecken Flirsch-Ost bis St. Anton am Arl-
berg und Danöfen bis Dalaas-West

einer Aktiengesellschaft zu übertragen."

3. Im § 1 Abs. 2 hat der erste Satz zu lauten:

„Die für die Herstellung und Erhaltung der in
Abs. 1 genannten Teilstrecken notwendigen
Grundflächen sind von der Aktiengesellschaft auf
deren Kosten im Namen des Bundes (Bundes-
straßenverwaltung) zu erwerben."

4. Im § 1 Abs. 3 hat der erste Satz zu lauten:

„Der Bundesminister für Bauten und Technik
ist berechtigt, der Aktiengesellschaft nach Maß-
gabe des Abs. 1 Anweisungen über die Herstel-
lung und Erhaltung der dort genannten Teil-
strecken zu erteilen und Auskünfte über die
Tätigkeit der Aktiengesellschaft zu verlangen,
soweit dies unter Bedachtnahme auf technische
und verkehrswirtschaftliche Belange, wie sie rück-
sichtlich anderer Bundesstraßen bestehen, geboten
erscheint."

5. Der Abs. 4 des § 1 hat zu lauten:

„(4) Die Aktiengesellschaft darf Betriebe an den
in Abs. 1 genannten Teilstrecken, die den Belan-
gen der Verkehrsteilnehmer auf diesen dienen
und einen unmittelbaren Zugang zu der Schnell-
straße haben (wie Tankstellen, Raststätten,
Motels, Werkstätten und dergleichen), weder
errichten noch selbst oder für Dritte betreiben.
Der Abschluß von Verträgen über solche Betriebe
ist dem Bund vorbehalten."

6. Im § 2 Abs. 2 hat der zweite Satz zu lauten:

„Bei der Festsetzung der Höhe des Entgeltes ist
nach Maßgabe des § 1 Abs. 1 auch auf die Kosten
der Herstellung, Erhaltung und Finanzierung der
dort genannten Teilstrecken und auf die Tarif-
gestaltung vergleichbarer Straßen Bedacht zu
nehmen."
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7. Der Abs. 2 des § 3 hat zu lauten:

„(2) Der Bund hat die Entgelte nach § 2 Abs. 1
sowie die aus Nebenbetrieben nach § 1 Abs. 4
gezogenen Entgelte der Aktiengesellschaft so
weit zu überlassen, als dies nach Maßgabe des § 1
Abs. 1 zur Abgeltung der Kosten für die Grund-
einlösungen, Herstellung, Erhaltung und Finan-
zierung der dort genannten Teilstrecken, der
Kosten der Einhebung des Benützungsentgeltes
sowie der angemessenen Verwaltungskosten der
Aktiengesellschaft notwendig ist."

8. Im § 4 haben lit. a und c zu lauten:

„a) die Höhe des Grundkapitals der Aktien-
gesellschaft mit mindestens 300 Millionen
Schilling bestimmt ist,

c) die Länder Tirol und Vorarlberg sich gegen-
über der Aktiengesellschaft verpflichten,
dieser in den Jahren 1973 bis einschließlich
1977 jährlich zusammen je 32 Millionen
Schilling und in den Jahren 1978 bis ein-
schließlich 1982 jährlich zusammen je
16 Millionen Schilling als nicht rückzahl-
bare Zuschüsse zu leisten,"

9. Im § 5 Abs. 2 hat lit. a zu lauten:

„a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag
(Gegenwert) der Haftung 4 500 Millionen
Schilling an Kapital und 4 500 Millionen
Schilling an Zinsen und Kosten nicht über-
steigt;"

10. Im § 5 Abs. 2 hat lit. f zu entfallen.
Die bisherigen lit. g und h erhalten die

Bezeichnungen lit. f und g.

Im § 5 Abs. 7 lit. d hat die Zitierung zu
lauten:

„Abs. 2 lit. c und g".

11. Im § 5 Abs. 9 hat der erste Satz zu lauten:

„Der Bundesminister für Bauten und Technik
wird ermächtigt, jährlich nicht rückzahlbare Bei-
träge aus den Mitteln der Bundesmineralölsteuer
an die Gesellschaft so lange zu leisten, bis die
Erträge aus den Benützungsentgelten die Auf-
wendungen der Gesellschaft für den Schulden-
dienst der in § 1 Abs. 1 genannten Teilstrecken,
die Erhaltung der Arlberg Schnellstraße Tunnel-
strecke sowie für angemessene Verwaltungskosten
decken."

12. Der § 6 hat zu lauten:

„§ 6. Die Forderung der Aktiengesellschaft
gegen den Bund auf Überlassung des Benützungs-
entgeltes nach § 3 sowie der aus Nebenbetrieben
gezogenen Entgelte nach § 1 Abs. 4 ist höchstens
mit dem Betrag in die Jahresabschlüsse der

Aktiengesellschaft einzustellen, den die Aktien-
gesellschaft für Grundeinlösungen, Herstellung,
Erhaltung und Finanzierung der in § 1 Abs. 1
genannten Teilstrecken sowie für die Kosten der
Einhebung des Benützungsentgeltes und zur
Deckung der angemessenen Verwaltungskosten
der Aktiengesellschaft aufgewendet hat."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich des Art. I Z. 2 bis 5 und 11 der Bun-
desminister für Bauten und Technik, hinsichtlich
des Art. I Z. 6 und 7 der Bundesminister für
Bauten und Technik im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen und hinsichtlich des
Art. I Z. 8 bis 10 und 12 der Bundesminister für
Finanzen betraut.

Kirchschhläger
Kreisky Moser Androsch

6 2 6 . Bundesgesetz vom 4. November 1976,
mit dem das Glücksspielgesetz geändert wird

(Glücksspielgesetz-Novelle 1976)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Glücksspielgesetz, BGBl. Nr. 169/1962,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 407/1974, wird wie folgt geändert:

1. Die §§ 1 bis 4 haben zu lauten:
„§ 1. (1) Glücksspiele im Sinne dieses Bundes-

gesetzes sind Spiele, bei denen Gewinn und Ver-
lust ausschließlich oder vorwiegend vom Zufall
abhängen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen ist er-
mächtigt, durch Verordnung bestimmte Spiele
als Glücksspiele im Sinne des Abs. 1 zu bezeich-
nen.

§ 2. (1) Ausspielungen sind Glücksspiele, bei
denen der Unternehmer (Veranstalter) den
Spielern für eine vermögensrechtliche Leistung
eine Gegenleistung in Aussicht stellt.

(2) Eine Ausspielung mittels eines Glücksspiel-
apparates liegt vor, wenn die Entscheidung über
Gewinn und Verlust durch eine mechanische
oder elektronische Vorrichtung herbeigeführt
wird.

(3) Ein Glücksspielautomat ist ein Glücksspiel-
apparat, der nach Einwurf von Geld oder Spiel-
marken die Entscheidung über Gewinn und Ver-
lust selbsttätig herbeiführt oder der den Gewinn
selbsttätig ausfolgt.

§ 3. Das Recht zur Durchführung von Glücks-
spielen, insbesondere aller Arten von Ausspie-



181. Stück — Ausgegeben am 23. November 1976 — Nr. 626 2669

lungen, wie Lotto und Toto, Klassenlotterie,
sonstige Lotterien, Roulette und rouletteähnliche
Spiele, Tombolaspiele, Glückshäfen und Juxaus-
spielungen, sowie das Recht zum Betrieb von
Spielbanken ist, soweit in diesem Bundesgesetz
nichts anderes bestimmt wird, dem Bund vor-
behalten (Glücksspielmonopol).

§ 4. (1) Glücksspiele, die nicht in Form einer
Ausspielung durchgeführt werden, unterliegen
nicht dem Glücksspielmonopol, wenn weder ein
Bankhalter mitwirkt noch der Einsatz 2 S über-
steigt.

(2) Ausspielungen mittels eines Glücksspiel-
automaten unterliegen nicht dem Glücksspiel-
monopol, wenn der Einwurf den Betrag oder
den Gegenwert von 2 S und der Gewinn den
Betrag oder den Gegenwert von 20 S nicht über-
steigen. Andere Ausspielungen mittels eines
Glücksspielautomaten dürfen nicht durchgeführt
werden.

(3) Ausspielungen mittels eines Glücksspiel-
apparates mit Ausnahme von Ausspielungen
mittels eines Glücksspielautomaten und Glücks-
spiele, die nicht in Form einer Ausspielung
durchgeführt werden, dürfen, soweit sie dem
Glücksspielmonopol unterliegen, nur in einer
Spielbank durchgeführt werden."

2. Der § 8 hat zu lauten:

„§ 8. Die Ausgabe der Wettscheine und die
Entgegennahme der Wettscheine und der Wett-
einsätze einschließlich der Verwaltungskostenbei-
träge kann natürlichen Personen sowie Personen-
gesellschaften des Handelsrechtes und juristischen
Personen mit dem Wohnsitz (Sitz) im Inland
überlassen werden (Lottokollektanten)."

3. Der § 22 Abs. 1 Z. 5 hat zu lauten:

„5. Die Spielzeit in den Spielbanken und der
Preis der Eintrittskarten."

4. Der § 27 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Spielbankenabgabe ist von den Jahres-
bruttospieleinnahmen eines jeden Spielbankbe-
triebes gesondert zu berechnen. Unter Jahres-
bruttospieleinnahmen sind die im Kalenderjahr
dem Spielbankbetrieb zugekommenen Spielein-
sätze und die dem Spielbankbetrieb für die
Überlassung von Spieleinrichtungen von den
Spielern geleisteten Vergütungen abzüglich der
vom Spielbankbetrieb ausgezahlten Spielgewinne
und jener Spieleinsätze, in Form besonders ge-
kennzeichneter, in Geld nicht einlösbarer Spiel-
marken des Spielbankbetriebes (Propaganda-
jetons) geleistet werden, zu verstehen. Die Aus-
gabe von Propagandajetons bedarf der Genehmi-
gung des Bundesministeriums für Finanzen."

5. Der § 28 hat zu lauten:

„§ 28. (1) Für die Erhebung der Spielbank-
abgabe ist das Finanzamt für Gebühren und
Verkehrsteuern zuständig, in dessen örtlichem
Wirkungsbereich die Geschäftsleitung der Spiel-
bankunternehmung gelegen ist.

(2) Die Spielbankabgabe ist am 10. des der
Spieleinnahme folgenden Kalendermonats fällig.
Bis zum selben Zeitpunkt hat die Spielbank-
unternehmung über die abzuführenden Beträge
an Spielbankabgabe dem Finanzamt für Gebüh-
ren und Verkehrsteuern im Wege der Öster-
reichischen Glücksspielmonopolverwaltung eine
nach Spielbanken gegliederte Abrechnung vor-
zulegen. Diese Abrechnung gilt als Steuererklä-
rung.

(3) Ein Abgabenbescheid ist nur zu erlassen,
wenn der Abgabepflichtige die Einreichung der
Abrechnung (Abs. 2) unterläßt oder wenn diese
als unvollständig oder unrichtig befunden wird.

(4) Auf die Umrechnung von Tagesspielein-
nahmen in fremder Währung findet § 9 des
Wertzollgesetzes 1955, BGBl. Nr. 60, in der
geltenden Fassung, sinngemäß Anwendung."

6. Die Z. 1 des § 35 hat zu lauten:

„1. die Durchführung von Tombolaspielen,
Glückshäfen und Juxausspielungen mit einem
Spielkapital bis einschließlich 20000 S an
physische und bis einschließlich 100000 S an
juristische Personen mit dem Wohnsitz (Sitz)
im Inland, wenn mit der Veranstaltung nicht
persönliche Interessen der Veranstalter oder
Erwerbszwecke verfolgt werden;"

7. Der Abs. 1 des § 45 hat zu lauten:

„(1) Zum Zwecke der Überwachung der Ein-
haltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
und des Bewilligungsbescheides durch den Ver-
anstalter hat die Bewilligungsbehörde für jede
Ausspielung, deren Spielkapital 10000 S über-
steigt, eine Aufsicht zu bestellen."

8. Der Abs. 2 des § 45 hat zu lauten:

„(2) Bei Ausspielungen mit einem Spielkapital
von über 4000 S bis einschließlich 10000 S kann
die Bewilligungsbehörde eine Aufsicht (Abs. 1)
bestellen, wenn sie dies für die ordnungsgemäße
Abwicklung der Veranstaltung für notwendig
erachtet."

9. Der § 48 hat zu lauten:

„§ 48. Glückshäfen und Juxausspielungen,
deren Spielkapital 30000 S übersteigt, sowie
Ziehungen bei Tombolaspielen sind auch sicher-
heitspolizeilich zu überwachen. Die notwendigen
Kosten der Überwachung hat der Veranstalter
zu tragen."
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10. Der Abschnitt F hat zu lauten:

„F. Behörden und Verfahren

§ 49. (1) Die Österreichische Glücksspiel-
monopolverwaltung hat auf Antrag festzustellen,
ob ein Spiel ein dem Bund vorbehaltenes Glücks-
spiel ist. Der Antrag hat die Spielregeln zu ent-
halten.

(2) Gegen die Entscheidung der Österreichischen
Glücksspielmonopolverwaltung ist kein ordent-
liches Rechtsmittel zulässig.

(3) Wird ein Vorschuß im Sinne des § 76 Abs. 4
AVG 1950 vorgeschrieben, so gilt der Antrag als
zurückgezogen, sofern der Vorschuß nicht binnen
14 Tagen erlegt wird.

(4) Für das Strafverfahren wegen der Durch-
führung von Ausspielungen im Sinne des § 4
Abs. 3 außerhalb von Spielbanken ist die Öster-
reichische Glücksspielmonopolverwaltung zu-
ständig. Sie kann sich dabei der Mitwirkung der
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes be-
dienen.

(5) Im Verfahren nach den Abs. 1 bis 4 hat
die Österreichische Glücksspielmonopolverwaltung
das AVG 1950 und VStG 1950 anzuwenden.
Für ihre Organe gilt die Bestimmung des § 39
Abs. 2 VStG 1950."

11. Der § 50 hat zu lauten:
„§ 50. (1) Des Eingriffes in das Glücksspiel-

monopol macht sich schuldig, wer
1. den Vonschriften über das Glücksspiel-

monopol zuwider ein Glücksspiel durch-
führt, die Bewilligungsbedingungen eines
genehmigten Glücksspieles nicht einhält oder
ein Glücksspiel trotz Untersagung oder nach
Zurücknahme der Spielbewilligung durch-
führt;

2. ohne Ermächtigung gewerbsmäßig Spielan-
teile eines dem Glücksspielmonopol des Bun-
des unterliegenden Glücksspieles oder Ur-
kunden, durch welche solche Spielanteile
zum Eigentum oder zum Gewinnbezug über-
tragen werden, veräußert oder an andere
überläßt.

(2) Eingriffe in das Glücksspielmonopol wer-
den bei vorsätzlicher Begehung mit einer Geld-
strafe bis zu 60000 S, ansonsten mit einer Geld-
strafe bis zu 20000 S geahndet.

(3) Gegenstände, mit deren Hilfe in das Glücks-
spielmonopol eingegriffen wurde, unterliegen dem
Verfall."

12. Der Abs. 2 des § 51 hat zu lauten:

„(2) Die verbotene Beteiligung an einem aus-
ländischen Glücksspiel wird bei vorsätzlicher Be-
gehung mit einer Geldstrafe bis zu 60000 S,
ansonsten mit einer Geldstrafe bis zu 20000 S
geahndet."

Artikel II

Art. II Z. 1 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 171/
1965 tritt mit 1. Jänner 1979 außer Kraft.

Artikel III

Warenausspielungen mittels eines Glücksspiel-
apparates unterliegen nicht dem Glücksspiel-
monopol, wenn der Einsatz 2 S nicht über-
steigt und es sich um die traditionellen Schau-
stellergeschäfte des „Fadenziehens", „Stoppel-
ziehens", „Glücksrades" und „Blinkers" handelt.

Artikel IV

Dieses Bundesgesetz tritt, soweit nichts anderes
bestimmt wird, mit 1. Jänner 1977 in Kraft. Die
in Art. I Z. 1 enthaltene Bestimmung des § 4
Abs. 2 tritt mit 1. Jänner 1979 in Kraft.

Artikel V

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut, hin-
sichtlich des Art. I Z. 10 Abs. 4 letzter Satz
gemeinsam mit dem Bundesminister für Inneres.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Rösch


